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Einleitung 

In der ganzen Entwicklung der Handlungsformen der Verwaltung in Deutsch-
land war die Handlungsform „Vertrag zwischen Staat und Bürger", die verwal-
tungsrechtliche Verhältnisse zum Gegenstand hat und Rechte und Pflichten auf 
dem Boden des Verwaltungsrechts gestaltet, dogmatisch gesehen sicherlich die 
problematischste. Die Rechtsfigur „verwaltungsrechtlicher Vertrag" wurde zwar 
im Schrifttum bereits in den siebziger Jahren des letzten Jahrhunderts zur Sprache 
gebracht. Von Anfang an stieß ein solcher Vertrag aber auf Bedenken in der Litera-
tur, wurde als systemwidrige Erscheinung empfunden und aus diesem Grund stief-
mütterlich behandelt. Er mußte ein Jahrhundert lang um seine Existenz kämpfen, 
bis er sich durchsetzte und in den siebziger Jahren einen legitimen Platz im Ver-
waltungsverfahrensgesetz  (VwVfG), vergleichbar dem Verwaltungsakt, erlangte. 
Nach Anerkennung durch den Gesetzgeber ist die Zulässigkeit des verwaltungs-
rechtlichen Vertrages trotz kritischer Stimmen zwar nicht mehr umstritten. Der 
Streit über andere dogmatische Problempunkte, die teilweise mit den Vorschriften 
des verwaltungsrechtlichen Vertrages im VwVfG entstanden sind, besteht jedoch 
bis heute fort. 

Diese Arbeit hat sich die Darstellung der Entwicklung der allgemeinen Dogma-
tik des verwaltungsrechtlichen Vertrages in Deutschland seit seiner Entstehung bis 
heute, nicht die Dogmatik des verwaltungsrechtlichen Vertrages in speziellen 
Rechtsgebieten, zum Ziel gesetzt. Diese Zielsetzung bedarf  näherer Erklärungen. 
Es geht bei dieser Arbeit in erster Linie um eine dogmengeschichtliche Untersu-
chung und wirklichkeitsgetreue Darstellung der Entwicklung der Dogmatik eines 
bestimmten Rechtsinstituts. Das bedeutet, daß die Meinung oder kritische Äuße-
rung des Verfassers  nicht im Mittelpunkt steht, sondern daß nur dort eine Stellung-
nahme erfolgt,  wo der Verfasser  es für nötig hält. Dies wird dann der Fall sein, 
wenn im letzten Kapitel dieser Arbeit das dogmatische Problem des verwaltungs-
rechtlichen Vertrages in der gegenwärtigen Diskussion behandelt wird. Der Gegen-
stand dieser Untersuchung beschränkt sich im wesentlichen auf den verwaltungs-
rechtlichen Vertrag zwischen Staat und Bürger (den subordinationsrechtlichen Ver-
waltungsvertrag), der seit seiner ersten Erscheinung in der Theorie problematisch 
ist. Der verwaltungsrechtliche Vertrag zwischen Trägern der öffentlichen  Verwal-
tung, der nicht auf Ablehnung gestoßen ist, und der verwaltungsrechtliche Vertrag 
zwischen Bürgern untereinander, der in letzter Zeit wieder erörtert wird, werden 
nicht im Zentrum, sondern nur am Rand behandelt. Im Vordergrund der Darstel-
lung in dieser Arbeit steht die dogmatische Auseinandersetzung in der Literatur. 
Dies wird dadurch gerechtfertigt,  daß sich die Entwicklung der Dogmatik des ver-
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18 Einleitung 

waltungsrechtlichen Vertrages größtenteils in der Rechtslehre vollzog. Die Recht-
sprechung wird dann nur in Betracht gezogen und dargelegt, um das Bild der Ent-
wicklung der Dogmatik dieses Rechtsinstituts, vor allem in der zweiten Phase, ab-
zurunden. 

Die Darstellung der Entwicklung der Dogmatik des verwaltungsrechtlichen Ver-
trages in dieser Arbeit verläuft  chronologisch. Die mehr als hundertjährige Ent-
wicklung des Rechtsinstituts „verwaltungsrechtlicher Vertrag" läßt sich in drei 
Zeitabschnitte einteilen. In jedem Zeitabschnitt war die Dogmatik des verwal-
tungsrechtlichen Vertrages durch bestimmte Ereignisse charakterisiert. Die erste 
Periode, in der die Rechtsfigur verwaltungsrechtlicher Vertrag entstand und in der 
es im wesentlichen um den Kampf um ihre Daseinsanerkennung ging, umfaßt die 
Zeit der siebziger Jahre des letzten Jahrhunderts bis zum Ende des Zweiten Welt-
krieges. Die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg bis zur Einfuhrung des VwVfG am 
1.1. 1977, in der der verwaltungsrechtliche Vertrag seinen dogmatischen Durch-
bruch erlebte und in der dieser durch die rechtspolitische Entscheidung positiv-
rechtlich normiert wurde, bildet die zweite Phase seiner Entwicklung. Die dritte 
Phase umspannt die Zeit nach dem Inkrafttreten  des VwVfG bis heute. Sie ist 
durch die im Vordergrund stehende Diskussion um die Auslegung und Anwendung 
der Vertragsvorschriften  des VwVfG charakterisiert. 

Die Struktur dieser Arbeit baut auf dieser Einteilung auf. Die Arbeit gliedert 
sich daher nach den oben beschriebenen Zeitabschnitten in drei Teile. Jeder Teil 
gliedert sich wiederum in zwei Kapitel. Das erste Kapitel des ersten Teils behan-
delt die Lehre vom verwaltungsrechtlichen Vertrag vor der Weimarer Zeit. Im 
zweiten Kapitel wird der fortgesetzte Streit um die Zulässigkeit des verwaltungs-
rechtlichen Vertrages in der Weimarer Zeit sowie die Rolle des Gesetzgebers und 
der Rechtsprechung bei der Entwicklung der Dogmatik des verwaltungsrechtlichen 
Vertrages dargelegt. Im ersten Kapitel des zweiten Teils steht hauptsächlich der 
rechtsdogmatische Durchbruch des verwaltungsrechtlichen Vertrages zur Debatte. 
Die Entstehungsgeschichte des VwVfG, die Regelung des verwaltungsrechtlichen 
Vertrages im Musterentwurf  des VwVfG und die Auseinandersetzung darüber in 
der Literatur sowie die grundlegende Rechtsprechung über den verwaltungsrechtli-
chen Vertrag vor dem Inkrafttreten  des VwVfG sind Gegenstand des zweiten Kapi-
tels des zweiten Teils. Das erste Kapitel des dritten Teils behandelt die Rechtslage 
des verwaltungsrechtlichen Vertrages nach dem Inkrafttreten  des VwVfG, seine 
Stellung im System des Verwaltungshandelns, Auswirkungen der Vertragsvor-
schriften auf die Literatur und Rechtsprechung sowie Wandlungen der Staatsauf-
fassung und ihre Einflüsse auf die Entwicklung des verwaltungsrechtlichen Vertra-
ges. Im zweiten Kapitel des dritten Teils, also dem letzten Kapitel dieser Arbeit, 
steht die gegenwärtige Problematik des verwaltungsrechtlichen Vertrages zur De-
batte. 



Erster  Teil 

Die Entstehung 
des verwaltungsrechtlichen Vertrages 
und seine Entwicklung bis zum Ende 

des Zweiten Weltkrieges 

Erstes Kapitel 

Zur Genese und zur Lehre 
vom deutschen verwaltungsrechtlichen Vertrag 

vor der Weimarer Zeit 

A. Entstehung des Gedankens 
vom verwaltungsrechtlichen Vertrag und 

zum Stand der Meinungen vor dem Kampf 
um seine Anerkennung 

I. Allgemeines 

Als Otto Mayer und Paul Laband in den achtziger Jahren des letzten Jahrhun-
derts den Meinungsstreit über die Möglichkeit eines Vertrages zwischen Staat und 
Bürger auf dem Boden des öffentlichen  Rechts, genauer gesagt des Verwaltungs-
rechts, ausgelöst und die Periode des Existenzkampfs um einen solchen Vertrag 
eingeleitet haben, war der Vertrag zwischen Staat und Bürger, der verwaltungs-
rechtliche Verhältnisse zum Gegenstand hat und die Rechte und Pflichten auf dem 
Boden des Verwaltungsrechts gestaltet, bereits in der Literatur zur Sprache ge-
bracht worden. Die wissenschaftlichen Erörterungen über den verwaltungsrechtli-
chen Vertrag, der damals „staatsrechtlicher Vertrag" oder „öffentlich-rechtlicher 
Vertrag" hieß, betrafen zunächst die zu jener Zeit sehr umstrittene Rechtsnatur des 
Beamtenverhältnisses1. Von da her breitete sich die Diskussion aus. Die Debatte 
über die Rechtsnatur dieses Verhältnisses kann als Testfall für den verwaltungs-
rechtlichen Vertrag bezeichnet werden. Sie war in der Zeit vor dem Existenzkampf 

1 Vgl. Bullinger, Vertrag und Verwaltungsakt, 1962, S. 169; Maurer, Der Verwaltungsver-
trag - Problem und Möglichkeiten, DVB1. 1989, S. 798 ff.  (799). 
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